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Antragsteller*in: Horst Schiermeyer (KV Görlitz)

Änderungsantrag zu D-01

Von Zeile 58 bis 59 einfügen:
Anstrengungen der Bundesregierung, sich gerade in der aktuellen Lage für einen
erneuten Friedensprozess einzusetzen und schlagen vor, eine neue Initiative auf den
Weg zu bringen - möglichst zusammen mit unseren Partnern in der EU und unseren
anderen Verbündeten - Palästina als Staat auf der Grundlage der Grenzen von 1967
anzuerkennen, so wie dies schon 138 Mitgliedsstaaten der UN getan haben.

Begründung

Bündnis 90 / Die Grünen haben sich zuletzt auf den BDK in Freiburg 2010 und Kiel 2011
intensiver mit dem Konflikt zwischen Israel und Palästina auseinandergesetzt. Dies
stellt die Beschlusslage der Partei dazu dar. In Freiburg wurden nach intensiver
Diskussion beschlossen die

"Grundlinien Grüner Nahostpolitik – Für einen dauerhaften und gerechten
Frieden zwischen Israel und Palästina"

zu finden in der „Wolke“ unter:

https://wolke.netzbegruenung.de/s/5JacEQFKG2k4rrA?
dir=undefined&path=%2F2010-11-Freiburg&openfile=28918805

und in Kiel 2011:

"Jetzt einen Staat Palästina auf den Weg bringen – Palästina in den VN
unterstützen",

zu finden in

https://wolke.netzbegruenung.de/s/5JacEQFKG2k4rrA?
dir=undefined&path=%2F2011-11-Kiel&openfile=28918844

Beides ist noch einfacher zu finden unter:

https://www.basis-gruen.de/buendnis-90-die-gruenen-bdk-beschluesse/

In dem Beschluss der BDK in Kiel heißt es:

"BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sprechen sich grundsätzlich für die Anerkennung
eines palästinensischen Staates auf der Grundlage der Grenzen von 1967 und
seine Aufnahme in die Vereinten Nationen aus. Die Bundestagsfraktion soll
im Bundestag einen Antrag einbringen, der die Bundesregierung auffordert,
dem Antrag auf Aufnahme des Staates Palästina im UN-Sicherheitsrat
zuzustimmen und sich gleichzeitig für eine einheitliche EU-Position für eine
Statuserhöhung der PalästinenserInnen in der UN-Generalversammlung
einzusetzen und selbst ein entsprechendes Abstimmungsverhalten
anzukündigen. ..."

49. Ordentliche Bundesdelegiertenkonferenz 
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Die Bundesregierung hatte in der Folge keinem solchen Antrag auf Aufnahme des
Staates Palästina im UN-Sicherheitsrat zugestimmt.

Für uns ist die Hamas eine Terror-Organisation, für viele Palästinenser*innen ist sie die
einzige politische Kraft, die dem als Besatzungsmacht empfundenen Israel etwas
entgegensetzt. Die Hamas ist auch deshalb in der palästinensischen Gesellschaft so
stark, weil die PLO nur wenig bzw. nichts an Fortschritten vorzuweisen hat. Eine
Initiative der EU oder wichtiger EU-Länder einschließlich Deutschland und am besten
natürlich mit den USA dabei, Palästina als Staat anzuerkennen und in die UN
aufzunehmen, wird die innerpalästinensischen Gewichte zu Gunsten der PLO als
Repräsentanz Palästinas verschieben.

Viele Expert*innen bezweifeln aufgrund der fortschreitenden Ansiedlung von Israelis im
Westjordanland, dass eine Zweistaatenlösung noch möglich ist und schlagen deshalb
eine binationalen Staat „Israel/Palästina“ vor. Das erscheint aber auch nicht als
realistisch, würde dies doch das Ende von Israel als (vorrangigem) Staat der Juden
bedeuten. Für die Zweistaatenlösung gab es in der Vergangenheit eine Vielzahl von
Vorschlägen, z.B. die https://de.wikipedia.org/wiki/Genfer_Initiative . Möglicherweise
werden sich die Siedler entscheiden müssen, ob sie als Minderheit in einem Staat
Palästina weiterleben wollen – so wie die arabischen Israelis in Israel – oder ob sie nach
Israel umsiedeln. Die Umsetzung der Zweistaatenlösung wird nicht einfach, aber ein
anderer Weg zum Frieden zwischen Israel und Palästina und zwischen Israel und seinen
Nachbarn und damit zu einem Ende des Terrors zu kommen, ist nicht in Sicht.

weitere Antragsteller*innen

David Baltzer (KV Berlin-Kreisfrei); Sabine Hebbelmann (KV Odenwald-Kraichgau); Karl-
Wilhelm Koch (KV Vulkaneifel); Marcus Kossatz (KV Görlitz); Klemens Griesehop (KV
Berlin-Pankow); Ralf Henze (KV Odenwald-Kraichgau); Sandra Smolka (KV Freising);
Ursula Hertel-Lenz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Muhammed Emin Ciftci (KV
Steinfurt); Angelika Aigner (KV Traunstein); Sigrid Pomaska-Brand (KV Märkischer Kreis);
Hans Schmidt (KV Bad Tölz-Wolfratshausen); Lene Greve (KV Hamburg-Altona); Aki
Kachi (KV Berlin-Mitte); Maria Regina Feckl (KV Erding); Silke Eisfeld (KV Breisgau-
Hochschwarzwald); Anna Katharina Boertz (KV Celle); Ursula Mindermann (KV
Warendorf); Cornelia Bartsch (KV Hamburg-Harburg); sowie 30 weitere
Antragsteller*innen, die online auf Antragsgrün eingesehen werden können.

https://de.wikipedia.org/wiki/Genfer_Initiative
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